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Die Stadtverordnetenversammlung

Tagesordnung III Punkt 6 der öffentlichen Sitzung am 10.05.2007

Vorlage Nr. 07-F-07-0016

PPP-Projekte mit Bürgerbeteiligung
- Antrag der Stadtverordnetenfraktion Bürgerliste Wiesbaden vom 06.03.2007 -

Die Stadtverordnetenversammlung möge beschließen:

Der Magistrat wird gebeten, ein Konzept vorzulegen, wie bei PPP-Projekten eine effektive 
Bürgerbeteiligung gesichert werden kann. Dabei ist u.a. darzulegen:

1. wie die Bürger bei PPP-Projekten rechtzeitig eingebunden werden können, d.h. vor 
schwerwiegenden Vorentscheidungen und dem Eingehen finanzieller 
Verbindlichkeiten;

2. wie der gesetzliche Auftrag, zu wichtigen Projekten Bürgerversammlungen 
abzuhalten, in der Weise wahrgenommen werden kann, daß die Bürger die 
Möglichkeit der Meinungskundgabe vor bindenden Entscheidungen haben;

3. ob es möglich ist, Architekturwettbewerbe vom übrigen Verfahren abzutrennen und 
so wenigstens in diesem Punkt Transparenz mit öffentlicher Diskussion 
sicherzustellen und ob die Verwaltung eine solche Abtrennung des stadtplanerischen 
Verfahrens befürwortet. 

Beschluss Nr. 0178

 
Auf Grundlage der Empfehlung des Ausschusses für Planung, Bau und Verkehr (Beschluss Nr. 
0077 vom 02.05.2007) wird der Antrag der Bürgerliste Wiesbaden vom 06.03.2007 betr.

PPP-Projekte mit Bürgerbeteiligung

angenommen.

  

Dem Magistrat Wiesbaden,          .05.2007
mit der Bitte um weitere Veranlassung im Auftrag

Dieser Beschluss ist in das Beschluss-
management aufgenommen.

Bohlmann
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Der Magistrat Wiesbaden,           .05.2007
   -16- im Auftrag

1. Dezernat IV i.V. Dezernat III
mit der Bitte um weitere Veranlassung

2. Abdruck:
Dezernat III Zieren-Hesse
mit der Bitte um Kenntnisnahme  
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